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Nach dem Vorschlag der Kommission vom 15. Dezember 2020 (siehe IRIS 2021-
2:1/13) ist die Verabschiedung des DSA einen weiteren Schritt vorangekommen:
Am 23. April 2022 wurden die Triloge mit einer politischen Einigung zwischen
Vertretern des Parlaments, des Rates und der Kommission beendet.

Bisher wurde der Online-Bereich durch ein Paket von Maßnahmen in der Richtlinie
über den elektronischen Geschäftsverkehr und durch eine Reihe gezielter und
sektorspezifischer Initiativen reguliert, darunter die Urheberrechtsrichtlinie, die
Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste und die Verordnung über die
Bekämpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte. Diese Vorgehensweise
ließ jedoch erhebliche rechtliche Schlupflöcher offen; daher wurde nach
aktualisierten und verbesserten Vorschriften gesucht, die den heutigen Online-
Diensten besser entsprechen.

Das DSA und das DMA (Gesetz über digitale Märkte), das im vergangenen März
(siehe Artikel in diesem Newsletter) beschlossen wurde, bilden somit ein
umfassendes Paket, das die Vorschriften für den gesamten Binnenmarkt
harmonisiert. Das neue Regelwerk zielt auf ein breites Spektrum von Vermittlern:
von Hosting-Diensten über Online-Plattformen bis hin zu sehr großen Online-
Plattformen und sehr großen Online-Suchmaschinen (einschließlich unter
anderem sozialer Medien, Online-Marktplätze und Cloud-Computing-Dienste).

Die Verhandlungen zwischen den Institutionen begannen am 22. April 2022 und
dauerten bis in die frühen Morgenstunden. Allen drei Mitgesetzgebern ging es
darum, einen Weg zu finden, die Nutzer im Internet durch
Befähigungsmaßnahmen sowie durch Überwachungsmechanismen und
abschreckende Maßnahmen besser und wirksamer zu schützen. Die Kommission
sollte in der Tat die Möglichkeit haben, abschreckende Sanktionen gegen sehr
große Online-Plattformen zu verhängen. Es wird erwartet, dass diese Sanktionen
bis zu 6 % des weltweiten Umsatzes betragen oder bei wiederholten schweren
Verstößen ein Verbot der Tätigkeit im Binnenmarkt bedeuten können.

Eine stärkere Rechenschaftspflicht von Online-Vermittlern, insbesondere in Bezug
auf illegale und schädliche Inhalte, Waren und Dienstleistungen, ist daher einer
der Eckpfeiler des DSA. Die Verordnung übernimmt die bestehenden Vorschriften
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für Haftungsausschlüsse im elektronischen Geschäftsverkehr und legt sie
zugrunde, um den digitalen Raum durch Transparenzmaßnahmen,
Rückverfolgbarkeit gewerblicher Nutzer auf Online-Marktplätzen und Zugang zu
wichtigen Daten sicherer und zuverlässiger zu machen. Dahinter steht folgender
Grundgedanke: Je größer die Plattform, desto größer auch die Verantwortung,
weshalb die Rolle, die Größe und die Auswirkungen der Plattform zu
berücksichtigen sind.

Wie Ursula von der Leyen erklärte, ist die „Einigung über das Gesetz über digitale
Dienste [...] historisch, sowohl in Bezug auf die Geschwindigkeit, in der eine
Einigung darüber erzielt wurde, als auch auf seinen Inhalt“. Rechte und Pflichten
wurden neu austariert, um sicherzustellen, dass die Grundrechte der Menschen
sowohl online als auch offline angemessen geschützt werden und dass gleiche
Bedingungen für Online-Innovation und -Wettbewerb geschaffen werden.

Bevor die Einigung in allen Mitgliedstaaten unmittelbar anwendbar ist, muss sie
noch vom Parlament und vom Rat formell gebilligt werden. Die Verordnung wird
fünfzehn Monate nach ihrem Inkrafttreten oder ab dem 1. Januar 2024 gelten, je
nachdem, was später eintritt. Die Maßnahmen für sehr große Online-Plattformen
und sehr große Online-Suchmaschinen gelten jedoch schon früher, das heißt vier
Monate nach ihrer Benennung.

Proposal for a Regulation of the European Parliament and the Council on
a Single Market For Digital Services (Digital Services Act) and amending
Directive 2000/31/EC.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/TXT/?uri=COM%3A2020%3A825%3AFIN

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über
einen Binnenmarkt für digitale Dienste (Gesetz über digitale Dienste) und zur
Änderung der Richtlinie 2000/31/EG.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=COM%3A2020%3A825%3AFIN

Digital Services Act: Commission welcomes political agreement on rules
ensuring a safe and accountable online environment, Press release of
the European Commission.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/IP_22_2545

Gesetz über digitale Dienste: Kommission begrüßt politische Einigung über
Vorschriften zur Gewährleistung eines sicheren und verantwortungsvollen Online-
Umfelds, Pressemitteilung der Europäischen Kommission.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_2545
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